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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. September 1971 

1/4 (IV/ 1 ) - 680 70-E-We 15/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 816/70 des Rates zur Festlegung ergän- 
zender Vorschriften für die gemeinsame Marktorganisation 
für Wein. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 8. Septem- 
ber 1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 des Rates 
zur Festlegung ergänzender Vorschriften für die gemeinsame 
Marktorganisation für Wein 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Erfahrungen im ersten Anwendungsjahr der 
Verordnung (EWG) Nr. 816/70 des Rates vom 
28. April 1970 zur Festlegung ergänzender Vor- 
schriften für die gemeinsame Marktorganisation für 
Wein 1 ), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 1627/71 2 ), haben gezeigt, daß einige 
ihrer Bestimmungen zweckmäßigerweise geändert 
werden sollten. 

Die entsprechenden Änderungen stellen, abge- 
sehen von der in Artikel 6 vorgesehenen vorläufi- 
gen Regelung für die Länder, für die bei Inkraft- 
treten der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 eine Son- 
derregelung galt, größtenteils Klarstellungen oder 
technische Abwandlungen zur Erleichterung des 
Verständnisses bzw. der Durchführung der Verord- 
nung (EWG) Nr. 816/70 dar oder sollen eine feinere 
Abstufung der Anwendung erlauben, um alle auf- 
tretenden Fälle berücksichtigen zu können. 

Die gleichen Gründe lassen eine Änderung der 
Verordnung Nr. 24 über die schrittweise Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Wein 3 ), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
816/70, und der Verordnung (EWG) Nr. 827/68 des 
Rates vom 28. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für bestimmte, im Anhang II des 
Vertrages aufgeführte Erzeugnisse 4 ), sowie der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 817/70 des Rates vom 28. April 
1970 zur Festlegung besonderer Vorschriften der 
Qualitätsweine bestimmter Anbaugebiete 5 ), ange- 
zeigt erscheinen. 

Die Marktorganisation für Wein muß auf Trau- 
bensaft ausgedehnt werden, da dieser einen nicht 
unbeträchtlichen Teil der Verwendung der Wein- 
erzeugung ausmacht, der bisher nur den Bestimmun- 
gen über önologische Verfahren und das Inverkehr- 
bringen unterlag. Allerdings sollte die Erweiterung 
des Anwendungsbereichs nur solche Traubensäfte 
betreffen, die aufgrund ihrer Zusammensetzung in 
enger Beziehung zum Sektor Wein stehen. 


Trotz der außergewöhnlichen Ernte des Weinjah- 
res 1970/71 konnte sich der Mechanismus der in den 
Interventionsmaßnahmen vorgesehenen langfristi- 
gen Einlagerungsverträge nicht auswirken, weil aus 
der Vorbilanz nicht hervorging, daß die zu Beginn 
des Weinjahres festgestellten Mengen an verfüg- 
barem Tafelwein den voraussichtlichen Gesamt- 
bedarf um mehr als die Verbrauchsmenge von 5 
Monaten übersteigen würden. Daher ist dieser Zeit- 
raum auf 4 Monate zu begrenzen. 

Bei der Festsetzung der Beihilfe zur privaten 
Lagerhaltung im Rahmen langfristiger Verträge ist 
insbesondere den Verlusten durch Verdunstung 
Rechnung zu tragen, die das Einlagern in diesem 
Fall teurer machen als im Fall kurzfristiger Ver- 
träge. 

Mit den Verordnungen (EWG) Nr. 1430/70 6 ), 1634/ 
70 7 ) und 1679/70 8 ), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1694/71 9 )r sind für die Einfuhr 
von Wein mit Ursprung in und Herkunft aus Alge- 
rien, der Türkei, Marokko und Tunesien besondere 
Übergangsbestimmungen erlassen worden. Die 
Gründe, die zum Erlaß dieser Vorschriften geführt 
haben, bestehen nach wie vor; andererseits läuft die 
in der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 vorgesehene 
Frist für die Anwendbarkeit der Übergangsmaßnah- 
men am 30. Oktober 1971 ab. Es sind daher geeig- 
nete Maßnahmen zu treffen, damit diese Bestim- 
mungen weiterhin, und zwar längstens bis 31. März 
1972, angewendet werden können, bis im Falle der 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, Seite 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 170 
vom 29. Juli 1971, Seite 3 

8 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 24. April 1962, Seite 989/62 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 151 
vom 30. Juni 1969, Seitle 16 

"») Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, Seite 20 

6 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 159 
vom 21. Juli 1970, Seite 18 

7 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 178 
vom 12. August 1970, Seite 10 

s ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 185 
vom 19. August 1970, Seite 7 

9 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 174 
vom 3. August 1971, Seite 10 
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Türkei Artikel 11 des Anhangs 5 zum Zwischenab- 
kommen mit diesem Land angewendet und im Falle 
der übrigen Länder eine für die gesamte Gemein- 
schaft geltende Regelung erlassen wird. 

Zur Vermittlung eines möglichst genauen Über- 
blicks über die vorhandene Weinbaufläche in der 
Gemeinschaft sollten zweckmäßigerweise auch die 
Rodungen oder aufgegebenen Rebflächen in glei- 
cher Weise gemeldet werden wie die Neuanpflan- 
zungen und Wiederbepflanzungen von Rebflächen. 

Zweckmäßigerweise sollte die Gewährung natio- 
naler Beihilfen für die Anpflanzung von Reben von 
der Kommission anhand festzulegender Kriterien 
genehmigt werden. 

Zur Erleichterung der Kontrollen, insbesondere 
hinsichtlich der Erhöhung des Alkoholgehalts, ist es 
wichtig, daß die im Besitz der einzelnen Erzeuger 
befindlichen Mengen an Zucker und konzentriertem 
Most bekannt sind. 

Aufgrund der derzeitigen Fassung von Artikel 28 
der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 können einge- 
führte Weine mit höherem Gesamtalkoholgehalt als 
15° nicht zum unmittelbaren menschlichen Ver- 
brauch abgegeben werden. Durch diese Bestimmung 
soll verhindert werden, daß Wein, der Gegenstand 
von für Weine der Gemeinschaft verbotenen önolo- 
gischen Verfahren war, zum Verbrauch abgegeben 
wird. Es sollten jedoch Ausnahmen für bestimmte 
Qualitätsweine gemacht werden können, bei denen 
kein Grund zu der Annahme vorliegt, daß sie 
Gegenstand derartiger Verfahren waren. 

Es ist ferner nötig, die Einhaltung der Bestimmun- 
gen der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 zu sichern. 
Hierfür sind einzelstaatliche Strafbestimmungen und 
auf Gemeinschaftsebene abgestimmte Kontrollen 
notwendig. 

Es empfiehlt sich, daß der Rat innerhalb einer be- 
stimmten Frist auf alle unter die Verordnung (EWG) 
Nr. 816/70 fallende Erzeugnisse das Erfordernis 
eines von der Verwaltung kontrollierten Begleit- 
dokuments ausdehnt. 

Es empfiehlt sich, daß der Rat innerhalb einer 
bestimmten Frist die in Artikel 30 der Verordnung 
(EWG) Nr. 816/70 vorgesehenen Regeln erläßt, wo- 
bei klarzustellen ist, daß bis dahin die in jedem Mit- 
gliedstaat anwendbaren einschlägigen Regeln gültig 
bleiben — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

1. Die Tabelle in Artikel 1 Absatz 2 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 816/70 wird durch folgende 
Tabelle ersetzt: 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

a) 20.07 A I a) 2, i 
A I b) 2, 

B I a), 

1 bb), 
und B I b) 

1 bb 

Traubensaft (einschließlich 
Traubenmost), nicht gegoren, 
ohne Zusatz von Alkohol, mit 
oder ohne Zusatz von Zucker, 
mit einem Gehalt an zugesetz- 
tem Zucker von 30 Gewichts- 
hundertteilen oder weniger 

b) 22.04 

Traubenmost, teilweise gego- 
ren, auch ohne Alkohol stumm 
gemacht 

22.05 

Wein aus frischen Weintrau- 
ben; mit Alkohol stumm ge- 
machter Most aus frischen 
Weintrauben 

c) 08.04 All 

frische Weintrauben, andere als 
Tafeltrauben 

22.10 A 

Speiseessig aus Wein 

d) 22.07 A 

Tresterwein 

22.09 A 

verdünnter Alkohol landwirt- 
schaftlichen Ursprungs 

23.05 A 

Weintrub 

23.05 B 

Weinstein, roh 

23.06 A I 

Traubentrester 

2. Die Tabelle in 
nung (EWG) 
Tabelle ersetzt 

Artikel 1 Absatz 3 der Verord- 
Nr. 816/70 wird durch folgende 

Nummer des 
gemeinsamen 
Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

ex 20.07 

A I a) 1 und b) 2 

B I a) 1 aa) und 
b) 1 aa) 

Traubensaft (einschließlich 
Traubenmost), nicht gegoren, 
ohne Zusatz von Alkohol, 

mit oder ohne Zusatz von Zuk- 
ker, mit einem Gehalt an zuge- 
setztem Zucker von mehr als 30 
Gewichtshundertteilen 


Artikel 2 

Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 wird 
wie folgt geändert: 

1) In Absatz 1 werden die Worte „von 5 Monaten" 
ersetzt durch die Worte „von 4 Monaten". 
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2) In Absaz 5, zweiter Unterabsatz, werden die 
Worte „zwischen dem 1. Dezember und dem 
31. Januar“ ersetzt durch die Worte „zwischen 
dem 15. Dezember und dem 15. Februar". 

Artikel 3 

Artikel 6 Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
wird durch folgenden Satz ergänzt: 

„Bei langfristigen Lagerverträgen darf dieser Betrag 
jedoch um 20 °/o erhöht werden." 

Artikel 4 

In Artikel 7 Absatz 2, zweiter Unterabsatz, der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 816/70 werden die Worte „nach 
Weinanbaugebieten" ersetzt durch die Worte „nach 
Weinbauzonen oder Teilen von Weinbauzonen". 

Artikel 5 

Artikel 15 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 816/ 
70 wird durch folgenden Unterabsatz ergänzt: 

„2. Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des Vertrags die Kriterien für die 
Gewährung der im vorstehenden Unterabsatz 
genannten nationalen Beihilfen fest." 

Artikel 6 

Die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 wird durch fol- 
genden Artikel ergänzt: 

„ Artikel 9 a 

1. Die Mitgliedstaaten werden ermächtigt, die bei 
Inkrafttreten dieser Verordnung auf Weine aus 
Algerien angewendete Regelung beizubehalten. 

Die nach Maßgabe des vorstehenden Unterabsat- 
zes eingeführten Weine dürfen nur auf dem 
Hoheitsgebiet des Mitgliedstaates in den Ver- 
kehr gebracht werden, in das sie eingeführt 
worden sind. 

Die bei Inkrafttreten dieser Verordnung auf 
Weine aus Algerien für die industrielle Verwen- 
dung anwendbare Regelung wird jedoch beibe- 
halten. 

2. Die Mitgliedstaaten behalten die Regelung bei, 
die sie bei Inkrafttreten dieser Verordnung auf 
solche Weine mit Ursprung in und Herkunft aus 
der Türkei anwendeten, die Gegenstand des 
Kontingents von 6000 hl sind und in Anhang I 
der Ratsentscheidung vom 21. Dezember 1967 
betreffend Qualitätsweine mit Ursprung in und 
Herkunft aus der Türkei aufgeführt sind, soweit 
diese Weine den Kriterien der analytischen Be- 
schreibung gemäß Anhang II der genannten Ent- 
scheidung entsprechen. 


3. Die Französische Republik wird ermächtigt, die 
bei Inkrafttreten dieser Verordnung auf Weine 
mit Ursprung in und Herkunft aus Marokko und 
Tunesien angewendete Regelung beizubehalten. 

Die nach Maßgabe des vorstehenden Unterab- 
satzes eingeführten Weine dürfen nur auf dem 
französischen Hoheitsgebiet in den Verkehr ge- 
bracht werden. 

4. Die Bestimmungen der vorstehenden Absätze 
gelten bis zum 31. März 1972." 

Artikel 7 

Artikel 17 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 wird 
wie folgt geändert: 

1) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Vor dem 1. September eines jeden Jahres 
haben alle natürlichen oder juristischen Personen, 
die im darauffolgenden Weinwirtschaftsjahr Re- 
ben neu anpflanzen oder Rebflächen wiederbe- 
pflanzen, roden oder aufgeben wollen, dies bei 
den zuständigen Behörden des betreffenden Mit- 
gliedstaates anzumelden." 

2) Absatz 3 Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

,,b) Flächen, die im folgenden Weinwirtschafts- 
jahr gerodet oder aufgegeben werden, 

c) die sich aus diesen Meldungen ergebende 
Entwicklung des Produktionspotentials." 

Artikel 8 

Artikel 18 Absatz 1, letzter Unterabsatz, der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 816/70 wird gestrichen. 

Artikel 9 

In Artikel 20 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
werden in Absatz 2 nach den Worten „mindestens 
3 g pro Liter" die Worte: „oder von 46 Milliäqui- 
valenten" eingefügt. 

Artikel 10 

Artikel 22 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 wird 
wie folgt geändert: 

1) Absatz 1, zweiter Unterabsatz, erhält folgende 
Fassung: 

„Jeder Erzeuger meldet den zuständigen Be- 
hörden 

a) die in seinem Besitz befindlichen Mengen von 
Zucker und von Traubenmost, 

b) jede der in Absatz 1 erwähnten Tätigkeiten." 

2) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel, insbesondere die Grenze, von der ab die 
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Erzeuger ihre Zuckermengen anzugeben haben, 
sowie die Abweichungen von den in Absatz 2 
festgesetzten Zeitpunkten, werden nach dem 
Verfahren des Artikels 7 der Verordnung Nr. 24 
festgelegt." 

Artikel 11 

Die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 wird durch fol- 
genden Artikel ergänzt: 

„ Artikel 22 a 

Für Erzeugnisse, die in nicht zu den Weinbauzonen 
gemäß Anhang III gehören, den Gebieten der Ge- 
meinschaft geerntet wurden, gelten die Artikel 18 
bis 22 wie für die Weinbauzone A." 

Artikel 12 

In Artikel 24 Absatz 2, zweiter Unterabsatz, der 
Verordnung (EWG) Nr. 816/70 wird der Prozentsatz 
10 durch den Prozentsatz 13 ersetzt. 

Artikel 13 

In Artikel 26 Absatz 6 der Verordnung (EWG) Nr. 
816/70 werden die Worte „die Kontrolle des Ver- 
schnitts" gestrichen. 

Artikel 14 

Artikel 27 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 wird 
wie folgt geändert: 

1) In Absatz 2 Buchstabe b werden nach dem zwei- 
ten Gedankenstrich nach den Worten „4,5 g je 
Liter" die Worte „oder von 60 Milliäquivalen- 
ten" eingefügt. 

2) Absatz 3 Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

,,a) Abgesehen von Ausnahmen im Fall von Fla- 
schenweinen, für die nachgewiesen werden kann, 
daß die Abfüllung vor dem oben genannten Zeit- 
punkt erfolgte, darf anderer Wein als Qualitätswein 
b. A. t der von in Artikel 16 erwähnten Rebsorten 
stammt, jedoch nicht den Definitionen gemäß Punkt 
9 bis 15 des Anhangs II entspricht, nur für die 
Selbstversorgung der Familie des Weinbauern, zur 
Erzeugung von Weinessig oder zur Destillation ver- 
wendet werden. 

In Jahren, in denen die Witterungsbedingungen 
schlecht waren, kann jedoch beschlossen werden, 
Erzeugnisse aus den Weinbauzonen A und B, die 
nicht den für die betreffende Weinbauzone festge- 
setzten natürlichen Mindestalkoholgehalt besitzen, 
zur Herstellung folgender Erzeugnisse zu verwen- 
den: 

— Schaumwein, 

— Schaumwein mit zugesetzter Kohlensäure, vor- 
ausgesetzt, daß er einen vorhandenen Alkohol- 
gehalt von nicht weniger als 8,5° erreicht 


oder 

— Perlwein mit zugesetzter Kohlensäure, voraus- 
gesetzt, daß er einen vorhandenen Alkoholgehalt 
von nicht weniger als 9° erreicht." 

3) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„5. Die in Absatz 3 Buchstabe a, erster und 
zweiter Unterabsatz vorgesehenen Ausnahmen 
sowie die Durchführungsbestimmungen zu die- 
sem Artikel werden nach dem Verfahren des 
Artikels 7 der Verordnung Nr. 24 erlassen." 


Artikel 15 

Artikel 28 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 wird 
wie folgt geändert: 

1) In Absatz 1 Buchstabe a wird eingefügt: 

a) Nach „8,5° und" die Worte außer bei be- 
stimmten Qualitätsweinen -" ; 

b) nach „4,50 g/1" die Worte „oder von 60 
Milliäquivalenten" . 

2) In Absatz 2 werden in der fünften Zeile zwischen 
den Worten „ eingeführter " und „Traubensaft" 
die Worte „konzentrierter oder nicht konzen- 
trierter" eingefügt. 

3) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„5. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel, insbesondere die Liste der in Absatz 1 
Buchstabe a erwähnten Qualitätsweine, werden 
nach dem Verfahren des Artikels 7 der Verord- 
nung Nr. 24 erlassen." 


Artikel 16 

Artikel 29 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 erhält 
folgende Fassung: 

„1. Spätestens vom 1. September 1972 an dürfen 
die in Artikel 1 genannten Erzeugnisse inner- 
halb der Gemeinschaft nur mit einem von der 
Verwaltung kontrolliertem Begleitdokument in 
den Verkehr gebracht werden. 

Für die Zeit bis zum 31. August 1972 können 
unbeschadet der nationalen Bestimmungen über 
den Verkehr der Erzeugnisse innerhalb eines 
Mitgliedstaates Bestimmungen bezüglich der 
Begleitdokumente für die in Artikel 1 genann- 
ten Erzeugnisse im Handel zwischen den Mit- 
gliedstaaten vorgesehen werden. 

2. Spätestens vom 1. September 1972 an sind alle 
natürlichen oder juristischen Personen, die zur 
Ausübung ihres Berufs Erzeugnisse im Sinne 
von Artikel 1 besitzen, insbesondere die Erzeu- 
ger, Abfüllbetriebe, Verarbeitungsbetriebe und 
Weinhändler mit Ausnahme gewisser noch zu 
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bestimmender Einzelhändler verpflichtet, über 
die Ein- und Ausgänge der genannten Erzeug- 
nisse Buch zu führen. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel, insbesondere Art und Muster des in Ab- 
satz 1 genannten Dokuments sowie die Aus- 
nahmen zu diesem Artikel, werden nach dem 
Verfahren des Artikels 7 der Verordnung Nr. 24 
festgelegt". 

Artikel 17 

Artikel 30 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des Vertrags bis spätestens 31. März 1972 
die Regeln für die Bezeichnung und Aufmachung der 
Erzeugnisse der Tarifnummer 22.05 des Gemein- 
samen Zolltarifs. 

Bis zur Anwendung der im vorstehenden Unterab- 
satz genannten Regeln gelten für die Bezeichnung 
und Aufmachung der genannten Erzeugnisse die von 
den Mitgliedstaaten erlassenen Regeln." 

Artikel 18 

Die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 wird durch fol- 
genden Artikel ergänzt: 

„Artikel 39 a 

1. Die Mitgliedstaaten treffen alle zweckdienlichen 
Vorkehrungen, um Verstöße gegen diese Ver- 
ordnung zu ahnden. 

2. Die Mitgliedstaaten bezeichnen eine oder meh- 
rere Stellen, denen die Kontrolle der Einhaltung 
der Bestimmungen dieser Verordnung obliegt. 

Sie teilen den übrigen Mitgliedstaaten und der 
Kommission den Namen der Stelle(n) mit, die sie 
mit der Kontrolle der Einhaltung der Bestimmun- 
gen dieser Verordnung beauftragen". 

3. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 
43 Absatz 2 des Vertrages die für eine einheit- 
liche Durchführung dieser Verordnung, insbeson- 
dere für die Kontrolle, geeigneten Maßnahmen. 

4. Die Durchführungsbestimmungen zu den Absät- 
zen 2 und 3 werden nach dem Verfahren des 
Artikels 7 der Verordnung Nr. 24 erlassen. 

Artikel 19 

1. In Anhang II der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
erhalten die Definitionen unter den Punkten 3 
und 5 folgende Fassungen: 

„3. Teilweise gegorener Traubenmost: 

Traubenmost mit einem vorhandenen Alko- 
holgehalt - der keinesfalls mehr als 6° be- 


tragen darf - von weniger als drei Fünfteln 
seines Gesamtalkoholgehaltes. 

5. Traubensaft: 

Nicht gegorener, aber gärfähiger Trauben- 
most, der so behandelt wurde, daß er zum 
Verzehr in unverändertem Zustand geeignet 
ist, ausgenommen zu jeglicher Verwendung 
in der Weinbereitung. Zugelassen ist eine 
geringe Menge endogenen Äthanols bis zu 
1° des vorhandenen Alkohols. 

2. In Anhang II, Punkt 10 der Verordnung (EWG) 
Nr. 816/70 werden die Worte „der Wein" zu 
Anfang der Definition ersetzt durch die Worte 
„anderer Wein als Qualitätswein b. A. und als 
die unter Punkt 11 bis 15 erwähnten Weine". 

3. In Anhang II, Punkt 14 der Verordnung (EWG) 
Nr. 816/70 werden die Worte „der Tafelwein, 
der" zu Anfang der Definition ersetzt durch die 
Worte „aus Tafelwein erzeugter Wein, der". 

4. In Anhang II, Punkt 15 der Verordnung (EWG) 
Nr. 816/70 werden die Worte „der Tafelwein, 
der" zu Anfang der Definition ersetzt durch die 
Worte „vorbehaltlich des Artikels 27, Absatz 3 
aus Tafelwein erzeugter Wein, der". 

Artikel 20 

In Artikel 12 Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 
817/70 werden die Worte „des Artikels 30, Absatz 2" 
ersetzt durch die Worte „des Artikels 30, Absätze 2 
und 3". 

Artikel 21 

In Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung Nr. 24 wird 
das Datum „25. November" ersetzt durch „10. 
Dezember". 

Artikel 22 


Im Anhang der Verordnung (EWG) Nr. 827/68 wird 
die Tarifnummer 22.07 ersetzt durch folgende Tarif- 
nummer: 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

22.07 B 

Apfelwein, Birnenwein, Met 
und andere gegorene Getränke, 
ausgenommen Tresterwein 

Artikel 23 


Das im Anhang dieser Verordnung wiedergegebene 
Zolltarifschema wird in den Gemeinsamen Zolltarif 
übernommen. 
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Artikel 24 

Diese Verordnung tritt am 1. November 1971 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Anhang 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 


W arenbezeichnung 


Fruchtsäfte (einschließlich Traubensaft) und Gemüsesäfte, nicht 
gegoren, ohne Zusatz von Alkohol, auch mit Zusatz von Zucker: 

A. mit einer Dichte bei 15 C von mehr als 1,33: 
f. aus Weintrauben: 

a) mit einem Wert von mehr als 22 R.E. für 100 kg 
Eigengewicht: 

1. mit einem Gehalt an zugesetztem Zucker von mehr 

als 30 Gewichtshundertteilen 

2. andere 


150 (b) 


b) mit einem Wert von 22 R.E. oder weniger für 100 kg 
Eigengewicht: 

1. mit einem Gehalt an zugesetztem Zucker von mehr 

als 30 Gewichtshundertteilen 

2. andere 

II. und III. unverändert 


j+ (Ab) 
50 (b) 


B. mit einer Dichte bei 15 C von 1,33 oder weniger: 

I. aus Weintrauben, Äpfeln, Birnen, Gemische aus Apfel- 
und Birnensaft: 

a) mit einem Wert von mehr als 18 R.E. für 100 kg Eigen- 
gewicht: 

1. aus Weintrauben: 

aa) mit einem Gehalt an zugesetztem Zucker von 
mehr als 30 Gewichtshundertteilen 

bb) andere 


2. aus Äpfeln und Birnen: 

aa) zugesetzten Zucker enthaltend 
bb) andere 


3. Gemische aus Apfel- und Birnensaft 


b) mit einem Wert von 18 R.E. oder weniger für 100 kg 
Eigengewicht: 

1. aus Weintrauben: 

aa) mit einem Gehalt an zugesetztem Zucker von 
mehr als 30 Gewichtshundertteilen 

bb) andere 


+ (Ab) 
28 (b) 


25 + ZTu 


28 

I + ZTu 


a) siehe Anhang III des Gemeinsamen Zolltarifs 

b) zusätzlich zum Zoll ist die Erhebung einer Ausgleichs- 
abgabe unter bestimmten Voraussetzungen für einige 
Erzeugnisse vorgesehen. 
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Regelung des Handels mit Drittländern 

Nach Artikel 6 des Verordnungsvorschlags soll für 
Einfuhren aus Algerien, der Türkei, Marokko und 
Tunesien der Status quo verlängert werden. Da- 
durch soll vermieden werden, daß die Einfuhren aus 
diesen Ländern zwischen dem Zeitpunkt, zu dem die 
Kommission nicht mehr nach Artikel 37 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 816/70 den Status quo verlängern 
kann, und dem Zeitpunkt, zu dem der Rat die end- 
gültige Regelung für die betreffenden Länder ver- 
abschiedet hat, der Drittländerregelung unterstellt 
werden. Hierzu wurde als Termin der 31. März 1972 
vorgeschlagen. In Anbetracht der Bedingungen, un- 
ter denen der Rat am 26. Juli eine Verlängerung der 
Möglichkeit zur Anwendung von Artikel 37 der Ver- 
ordnung Nr. 816/70 geschaffen hat, und in Anbe- 
tracht der von der Kommission in dieser Sache dem 
Europäischen Parlament gegenüber eingegangenen 
Verpflichtung ist es wichtig, daß diese Bestimmung 
dem Parlament so bald wie möglich zur Stellung- 
nahme vorgelegt und rasch verabschiedet werden 
kann. Es sollte daher bereits jetzt die Möglichkeit 
vorgesehen werden, bei länger dauernder Erörte- 
rung des Verordnungsvorschlags im Rat, durch die 
sich die Verabschiedung der Verordnung verzögern 
könnte, die Bestimmungen des Artikels 6 auszu- 
klammern und in einer gesonderten Verordnung zu 
verabschieden, die spätestens am 1. November 1971 
in Kraft treten müßte, da die nach Artikel 37 der 
Verordnung getroffenen Maßnahmen nur bis zum 
31. Oktober anwendbar sind. 

Schließlich ist die Kommission darauf hinzuweisen, 
daß die - aus wohlbekannten Gründen unvermeid- 
liche - Verlängerung der gegenwärtig auf diese 
Länder angewandten Regelung im Widerspruch zu 
der Regel der Einhaltung des Referenzpreises steht. 
Diese Feststellung trifft auch auf die Einfuhren aus 
Griechenland zu, für das eine Vorzugsregelung gilt, 
durch die die Einhaltung des Referenzpreises in 
Frage gestellt wird. Es wäre daher sehr zu wün- 
schen, wenn die Kommission sich dafür einsetzen 
würde, daß der Rat zu den diesbezüglichen Vorschlä- 
gen und Empfehlungen der Kommission Stellung 
nimmt. 


Kontrolle der Entwicklung der Anpflanzungen 

Um die Entwicklung des Weinbaupotentials der Ge- 
meinschaft besser überschauen zu können, müssen 
nicht nur die Neuanpflanzungen und Wiederbepflan- 
zungen, sondern auch die Rodungen und die auf- 
gegebenen Pflanzungen berücksichtigt werden. Mit 
der vorgeschlagenen Änderung soll vorgesehen wer- 
den, daß die Mitgliedstaaten die Kommission über 
diese beiden letztgenannten Punkte unterrichten. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, 
daß die Gewährung nationaler Beihilfen für Neu- 
anpflanzungen und Wiederbepflanzungen besonders 
aufmerksam geprüft werden müßte. Für eine ein- 
heitliche Beurteilung von Vorhaben, für die natio- 
nale Beihilfen beantragt werden, müssen folglich 
gemeinschaftliche Kriterien festgelegt werden. 

Regeln über önologische Verfahren und das 
Inverkehrbringen 

Abgesehen von gewissen Anpassungen im Zusam- 
menhang mit den für die Erzeuger vorgesehenen 
Auflagen besteht die wichtigste Änderung darin, 
bestimmte Qualitätsweine mit einem Gesamtalkohol 
von mehr als 15 , die herkömmlicherweise in die 
Gemeinschaft eingeführt werden, zum unmittelbaren 
menschlichen Verbrauch zuzulassen; diese Weine 
werden nach Prüfung der entsprechenden einzel- 
staatlichen Rechtsvorschriften und nach Stellung- 
nahme des Verwaltungsausschusses ausgewählt. 

Ferner wurde im Hinblick auf die besondere Bedeu- 
tung der Ahndung von Betrugshandlungen auf dem 
betreffenden Gebiet ein neuer Artikel über die 
Kontrollbestimmungen eingeführt. 

Anmerkung 

Die Bemerkung bezüglich der Regelung des Dritt- 
länderhandels, wonach der vorliegende Verord- 
nungsvorschlag längere Beratungen im Rat erfor- 
dert, durch die sich die Verabschiedung der Verord- 
nung hinauszögern kann, gilt auch für die Artikel 
16 und 17 über die Begleitdokumente bzw. die 
Bezeichnung der Erzeugnisse. 
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Begründung 


In der Begründung zum Vorschlag der Verordnung 

(EWG) Nr des Rates vom 

zur Änderung der Verordnungen Nr. 816/70 und 
817/70 des Rates bezüglich einiger Übergangsbe- 
stimmungen (siehe KOM [71] 683 endgültig) wurde 
darauf hingewiesen, daß die im ersten Jahr der An- 
wendung der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 des 
Rates vom 28. April 1970 zur Festlegung ergänzen- 
der Vorschriften für die gemeinsame Marktorgani- 
sation für Wein gewonnene Erfahrung gezeigt hat, 
daß eine Anpassung einiger Bestimmungen dieser 
Verordnung zweckmäßig erscheint. 

Die vorgeschlagenen Änderungen sind, abgesehen 
von der in Artikel 6 festgelegten vorläufigen Rege- 
lung für die Länder, für die bei Inkrafttreten der 
Verordnung (EWG) Nr. 816/70 eine Sonderregelung 
galt, zum großen Teil Präzisierungen oder Anpas- 
sungen technischer Art, die dazu dienen, einige Be- 
stimmungen der Verordnung klarzustellen oder eine 
genauer abgestufte Anwendung der Verordnung zu 
ermöglichen, um alle auftretenden Fälle berücksich- 
tigen zu können. 

Hinsichtlich des letzteren Punktes beispielsweise 
hat es sich als unerläßlich erwiesen, in die Verord- 
nung Nr. 816/70 (EWG) jene Traubensäfte einzube- 


| ziehen, die nicht von der Ratsverordnung Nr. 865/69 
! gedeckt sind, damit sie in eine gemeinsame Markt- 
! Organisation aufgenommen werden. 

! Die Hauptpunkte betreffen insbesondere folgendes: 

Interventionsregelung 

i 

i Die Erfahrung hat gezeigt, daß die verfügbaren 
| Mengen Tafelwein in diesem Wirtschaftsjahr trotz 
| einer sehr großen Ernte den voraussichtlichen Ge- 
J samtbedarf nicht um mehr als die Verbrauchsmenge 
| von fünf Monaten überschritten haben, so daß die 
I langfristigen Interventionen nicht ausgelöst werden 
| konnten. Es dürfte daher angebracht sein, die gefor- 
| derte Verbrauchsmenge von fünf Monaten auf vier 
j Monate herabzusetzen. 

Damit die Winzer am Abschluß langfristiger Ver- 
träge interessiert sind, erweist es sich ferner als un- 
erläßlich, eine Bestimmung vorzusehen, wonach bei 
der Festlegung der Beihilfensätze die Verpflichtun- 
gen und Risiken der Winzer auf diesem Gebiet be- 
rücksichtigt werden, da diese Verträge anderenfalls 
gegenüber den kurzfristigen Verträgen von Nachteil 
wären und diese Maßnahme nicht genügend genutzt 
würde. 
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